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Grüne Bildungspolitik – Lernen ein Leben lang! 1 
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Die Unterscheidung zwischen einer Bildungs- und Arbeitsphase ist vor dem Hintergrund des 3 

demografischen Wandels sowie gestiegener Anforderungen an Flexibilität und Mobilität in 4 

der Wirtschaft bereits heute obsolet. Im Prozess des Lebenslangen Lernens von der Kindheit 5 

bis in die Phase des Ruhestandes wird Lernen selbstverständlicher Bestandteil des Lebens, 6 

hier verstanden als „konstruktives Verarbeiten von Informationen und Erfahrungen zu 7 

Kenntnissen, Einsichten und Kompetenzen“ (Strategiepapier 2006).  8 

In den neuen Ländern wird das Erwerbspersonenpotenzial in den nächsten Jahren deutlich 9 

schneller schrumpfen als im Westen Deutschlands und im Jahr 2050 bei 47% von 2006 10 

liegen. Das „worst-case-Szenario“ von Ostdeutschland als einer Region mit Fachkräftemangel 11 

bei gleich bleibend hoher Arbeitslosenquote ist nicht unrealistisch. Nur durch eine bessere 12 

allgemeine Qualifikation und konsequente Weiterbildung der hier lebenden Menschen kann 13 

dies verhindert werden. 14 

Die Bildung der frühen Jahre  15 

Kinder lernen von Beginn ihres Lebens an. Deshalb sind bereits die ersten Jahre entscheidend 16 

für die weitere Entwicklung und für spätere Bildungschancen. Kindertageseinrichtungen sind 17 

die ersten Bildungseinrichtungen und müssen, um ihrem speziellen Bildungsauftrag gerecht 18 

zu werden, entsprechend personell und qualitativ aufgestellt sein. Gerade in einer 19 

demografisch schrumpfenden Gesellschaft spielt Bildung eine immer wichtigere Rolle. Nun 20 

müssen wir dieser Erkenntnis auch auf lokaler Ebene Taten folgen und bereits von Anfang an 21 

allen Menschen eine gute Bildung zukommen lassen. Um die notwendigen hohen 22 

Bildungsansprüche zu erfüllen brauchen wir qualifizierte und motivierte Erzieherinnen und 23 

Erzieher.  24 

Bündnis 90/Die Grünen in Leipzig fordern deshalb:  25 

1. einen verbesserten Personalschlüssel von 1:4 für Krippenkinder und 1:10 für 26 

Kindergartenkinder.  27 

2. die Schaffung von kitaübergreifenden Stellen für Musikpädagoginnen und -pädagogen, 28 

Kunstpädagoginnen und -pädagogen, Umweltbildung, und Sprachförderung, speziell auch für 29 

Kinder mit Deutsch als Zweitsprache.  30 

3. eine konsequente, regelmäßige und verbindliche Weiterbildung aller Erzieherinnen und 31 

Erzieher, sowie eine abgeschlossene Ausbildung von Tagesmüttern und -vätern vor 32 

Aufnahme der Tagespflege. 33 

4. die Neuschaffung regulärer Beschäftigung in Kindertagesstätten und den Ausbau 34 

wohnortnaher Kindertagesstätten anstelle weiteren Ausbaus der Tagespflege.  35 

5. einen Kriterienkatalog, der eine vergleichbare hohe Qualität der Kindertagesstätten 36 

garantiert, die Umsetzung regelmäßig evaluiert und Ergebnisse transparent veröffentlicht. 37 

6. die Abschaffung aller formalen und informellen Zugangskriterien für alle kommunalen 38 

Kindertagesstätten. 39 
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7. Bildung aus einer Hand und deshalb die Zusammenführung der Zuständigkeiten von 40 

frühkindlicher Bildung und Schulbildung und perspektivisch auch der Hochschulbildung in 41 

der sächsischen Landespolitik.  42 

8. mehr Männer als Erzieher in Leipziger Kindertagesstätten. Der Kindererzieherberuf soll 43 

Männern beispielsweise durch Maßnahmen wie einen „Boys Day“ nahe gebracht werden. 44 

Schulbildung als Grund- und Meilenstein 45 

Kindern und Jugendlichen muss aufbauend auf einer qualitativ hochwertigen frühkindlichen 46 

Bildung ebenfalls eine, von sozialer Herkunft unabhängige, chancengleiche hochwertige 47 

schulische Bildung ermöglicht werden. Qualitativ unzureichende Bildung in dieser wichtigen 48 

Lebenshase führt zu immensen Anstrengungen bei der Bewältigung weiterer 49 

Ausbildungsschritte. Wenngleich die Bildung im Verantwortungsbereich der Landesregierung 50 

liegt, existieren auch auf kommunaler Ebene verschiedene Möglichkeiten eine chancengleiche 51 

und verbesserte Schulbildung zu unterstützen.  52 

Bündnis 90/Die Grünen in Leipzig fordern deshalb:  53 

1. dass Schulbildung nicht von finanziellen Gegebenheiten des Elternhauses oder der sozialen 54 

Herkunft abhängen darf. 55 

2. dass die Schülerinnen und Schüler auf den Übergang zur Berufs- und Hochschulausbildung 56 

optimal vorbereitet werden. 57 

3. dass die Schulnetzplanung sich an einem regional anzufertigenden Bildungsbericht anlehnt. 58 

4. dass die Vernetzung von Schulen mit Vereinen, Organisationen und Unternehmen 59 

gefördert wird. 60 

5. dass ein echtes Ganztagsschulkonzept flächendeckend eingeführt wird. 61 

6. die klare Unterstützung für die Gründung von Gemeinschaftsschulen nach dem sächsischen 62 

Modellversuch. 63 

7. dass die individuelle Verantwortung der Schulen gestärkt wird. 64 

8. die Inklusion von Kindern mit Behinderung. 65 

9. die Sicherung einer qualitativ hochwertigen Schulspeisung, die durch entsprechende 66 

Zuschüsse für bedürftige Familien für alle Schülerinnen und Schüler verfügbar und langfristig 67 

zur Vermeidung sozialer Ausgrenzung für alle Schülerinnen und Schüler kostenlos ist. 68 

10. dass der von der Bundesregierung angekündigte Rechtsanspruch auf einen 69 

Hauptschulabschluss in Leipzig als Modellversuch vorzeitig eingeführt wird. 70 

Berufliche Ausbildung 71 

Der durch den demografischen Wandel absehbare zukünftige starke Mangel an guten 72 

Ausbildungsbewerbern hat in den letzten Jahren mehr Unternehmen veranlasst, betriebliche 73 

Ausbildungsplätze anzubieten. Mehr Jugendliche haben nun eine Chance auf berufliche 74 

Weiterentwicklung in der Region. Dies sollte die Stadt nicht veranlassen, ihre Anstrengungen 75 

bei der Förderung von beruflicher Ausbildung zurückzufahren. Die Chance zur Förderung 76 
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von wirtschaftlicher Entwicklung, Bürgergesellschaft und gesellschaftlicher Integration sozial 77 

benachteiligter Gruppen über Berufsausbildung soll wahrgenommen werden. Bei sämtlicher 78 

Förderung der beruflichen Ausbildung muss Erhalt und Steigerung der Qualität der 79 

Ausbildung ständiges Ziel sein. 80 

Bündnis 90/Die Grünen in Leipzig fordern deshalb: 81 

1. Schulsozialarbeiterinnen und -arbeiter für das Berufsvorbereitungsjahr. 82 

2. die von der Stadt angebotenen Ausbildungsmöglichkeiten in der städtischen Verwaltung, 83 

aber auch für die stadtnahen oder -eigenen Unternehmen zu verbessern. 84 

3. bei der Förderung betrieblicher Ausbildung soll die Zukunftsfähigkeit des 85 

Ausbildungsberufes eine stärke Rolle spielen.  86 

4. die betriebliche Ausbildung junger Menschen mit niedrigem oder gar keinem formalen 87 

Bildungsabschluss soll gefördert werden.  88 

5. Menschen mit Migrationshintergrund, welche Probleme auf dem Ausbildungsmarkt haben, 89 

sollen Unterstützung erfahren. 90 

6. der Einsatz von Honorarkräften in den berufsbildenden Schulen soll allein zur Steigerung 91 

der Qualität der Ausbildung und nicht zu Senkung der Kosten erfolgen. 92 

Lebenslanges Lernen (LLL) 93 

Es ist eine öffentliche Aufgabe, den Ansatz des Lebenslangen Lernens auf allen Ebenen des 94 

Bildungssystems umzusetzen, weil es den Zusammenhalt einer Gesellschaft stärkt. Im 95 

Strategiepapier von Bund und Ländern aus dem Jahr 2006 zum Lebenslangen Lernen werden 96 

die Schwerpunkte des Vorgehens benannt: Einbeziehung informellen Lernens, 97 

Selbststeuerung, Kompetenzentwicklung, Vernetzung, Modularisierung, Lernberatung, Neue 98 

Lernkultur/ Popularisierung des Lernens und chancengerechter Zugang. 99 

Auf die kommunale Ebene angewendet ergeben sich aus diesem Konzept sehr 100 

unterschiedliche Ansätze: 101 

1. die Stadt Leipzig muss die Volkshochschule sowie die Verbraucherzentralen als 102 

Basiseinrichtungen fördern, vernetzen und in Kooperation mit den Stadtteilzentren 103 

wohnortnahe Angebote ermöglichen. 104 

2. eine persönliche, zentrale Anlaufstelle für LLL und Weiterbildung in der Stadt lehnen wir 105 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt ab, fordern jedoch eine Stärkung der vorhandenen 106 

Einrichtungen, insbesondere deren gegenseitige Vernetzung über eine Internetplattform.   107 

3. die betriebliche Weiterbildung in kommunalen Unternehmen muss vorbildhaft gestaltet 108 

werden. 109 
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Begründung 110 

 111 

Die Bildung der frühen Jahre  112 

Gute Bildung braucht Zeit 113 

Mehr Zeit für wirkliche Bildungsangebote anstelle reiner Betreuung braucht einen 114 

verbesserten Personalschlüssel und mehr gut ausgebildete Erzieherinnen und Erzieher. 115 

Deshalb lehnen wir auch die „Aufstockung“ des Personals mit Hilfe von Praktikantinnen und 116 

Praktikanten und über sogenannte Ein-Euro-Jobs ab. Wir fordern einen Personalschlüssel von 117 

1:4 für Krippenkinder und 1:10 für Kindergartenkinder. Es müssen zukünftig aufgrund der 118 

Geburtensteigerung in Leipzig zusätzliche Stellen geschaffen werden. Vor allem im Hinblick 119 

auf die in den nächsten Jahren anstehende gleichzeitige Verrentung vieler Beschäftigter 120 

aufgrund des Einstellungsstopps Mitte der 1990er Jahre entstehen hier Personallücken, die 121 

vorausschauend gefüllt werden müssen. Neben der Aufstockung der Personalstellen setzen 122 

wir uns für die Einstellung zusätzlicher, spezifisch ausgebildeter Pädagogen und 123 

Pädagoginnen ein, die kitaübergreifend in Leipzig eingesetzt werden können. Ziel ist 124 

großflächig musikpädagogische, sprachliche, kunstpädagogische und umweltpädagogische 125 

Angebote bereitzustellen. Insbesondere sollen diese Pädagogen und Pädagoginnen auch 126 

spezielle Förderangebote für Kinder mit Migrationshintergrund umsetzen. 127 

Gute Bildung braucht Qualifizierung  128 

Die Qualitätsentwicklung der Kindertagesstätten ist abhängig von der Aus- und 129 

Weiterbildung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir fordern langfristig einen höheren 130 

Anteil von Hochschulabschlüssen unter den neu eingestellten Erziehern und Erzieherinnen. 131 

Zugleich muss die Ausbildung attraktiver gestaltet und entlohnt werden – das gebietet nicht 132 

nur der Einsatz für mehr Geschlechtergerechtigkeit, sondern auch der zu erwartende 133 

Personalmangel.  134 

Außerdem fordern wir die konsequente Weiterbildung der Erzieherinnen und Erzieher und 135 

somit die Orientierung an neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen der Frühpädagogik. 136 

Weiterbildungen müssen verbindlich sein und berufsbegleitend regelmäßig stattfinden. 137 

Elternunfreundliche Lösungen wie die Einführung eines „pädagogischen Tages“, an dem die 138 

gesamte Kindertagesstätte einmal monatlich geschlossen ist, müssen dabei vermieden werden. 139 

Das Jugendamt als kommunaler Träger zahlreicher Kindertagesstätten soll mit gutem Beispiel 140 

voran gehen und die regelmäßige und verbindliche Qualifizierung umsetzen, evaluieren und 141 

veröffentlichen. 142 

Ebenso muss die Qualität in der Tagespflege gesichert sein und nur Personen mit einer 143 

geeigneten Ausbildung bzw. einem erfolgreichen Abschluss der Qualifizierung nach dem 144 

Curriculum des Deutschen Jugendinstituts zur Fortbildung von Tageskinderbetreuern vor 145 

Beginn der Tätigkeit zugelassen werden. Wir lehnen ab, dass die Erstqualifizierung auch 146 

während des Betreuungsangebots beendet werden darf. Generell fordern wir mehr reguläre 147 

Beschäftigung in Kinderkrippen, anstelle eines weiteren Ausbaus der Tagespflege in Leipzig.  148 
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Gute Bildung braucht Transparenz und Evaluation  149 

Um eine vergleichbare gute und wohnortnahe Kinderbetreuung in allen Stadtteilen 150 

bereitzustellen, brauchen wir in Leipzig ein vergleichbares qualitativ hochwertiges 151 

Bildungsangebot in allen Kindertagesstätten. Dieses soll durch einen Kriterienkatalog 152 

festgeschrieben werden und mindestens für alle kommunalen Kitas gelten. Der Kernbereich 153 

von verbindlichen Kriterien soll von einem gemischten Gremium aus Politikern, Vertretern 154 

der Verwaltung, Elternvertretern und freien Trägern der Kinderbetreuung entwickelt werden. 155 

Neben diesen Kriterien steht es den Einrichtungen natürlich frei auch zusätzliche Angebote – 156 

konfessioneller, fremdsprachlicher und musischer Art – zu offerieren.  157 

Ein gutes Qualitätsmanagement überprüft regelmäßig die Anforderung und bezieht die Eltern 158 

in die Evaluation mit ein. Die Ergebnisse werden über verschiedene Medien (Internet, 159 

Publikationen, Workshops) veröffentlicht und sind für alle transparent einsehbar.  160 

Gute Bildung steht allen offen  161 

Frühkindliche Bildung muss für alle zugänglich sein! Durch den Zugang zu früher Bildung 162 

kann sozialer und Bildungsbenachteiligung entgegengewirkt werden. Wissenschaftliche 163 

Studien haben gezeigt, dass der Besuch einer Kinderkrippe besonders für Kinder aus 164 

bildungsfernen Schichten, die Wahrscheinlichkeit später ein Gymnasium zu besuchen 165 

signifikant erhöht. Deshalb lehnen wir jegliche Art von Zugangskriterien für einen 166 

Betreuungsplatz in Leipzig ab. Wir akzeptieren weder formale, wie der Nachweis eines 167 

Arbeitsvertrages noch informelle Zugangskriterien über die Hintertür der Leiterinnen. 168 

Solange wohnortnahe Plätze fehlen, liegt es in der Hand der Leiterinnen, wer einen ihrer 169 

wertvollen Plätze bekommt. Diese subjektiven Entscheidungen dürfen nicht über Zugang zu 170 

Bildung bestimmen. Wir unterstützen die zentrale Platzvergabe, der von den Eltern 171 

gewünschten Betreuungsplätzen, sofern diese transparent und elternfreundlich konzipiert ist. 172 

Dazu gehört auch, besonderen Wert auf wohnortnahe Vergabe und Geschwisterregelungen zu 173 

legen.  174 

Um auch einkommensschwachen Eltern Anreize zur Kinderbetreuung zu geben, muss die 175 

Beitragsstaffelung bzw. Freiplatzregelung beibehalten werden. Zudem fordern wir auf weitere 176 

Umlagen der Betriebskosten auf die Beiträge zu verzichten. Langfristig fordern wir die 177 

Kostenlosigkeit in allen Bildungseinrichtungen und somit auch beitragsfreie Plätze in 178 

Kinderkrippe und Kindergarten.  179 

Gute Bildung braucht Bildungspolitik aus einer Hand  180 

In Sachsen wurde erkannt, dass frühkindliche Bildung aufgewertet werden muss und deshalb 181 

der sächsische Bildungsplan entwickelt. Bildung beginnt in der ersten Bildungseinrichtung, in 182 

der Kindertagesstätte. Die derzeitig verteilte Verantwortung für Kindertagesstätten, Schulen 183 

und Hochschulen in verschiedenen Ministerien widerspricht dem Anspruch der Bildung aus 184 

einer Hand. Es muss geprüft werden, wie eine umfassende, lebenslange Bildungspolitik 185 

strukturell am besten umgesetzt werden kann. Alle Bildungsbereiche müssen gemeinsam 186 

weiterentwickelt werden, auch um die Übergänge zwischen den Bildungsabschnitten zu 187 

verbessern. Dies würde außerdem die frühkindliche Bildung tatsächlich aufwerten und 188 

Schnittstellen zwischen Kita, Schule und Hochschule nutzbar machen.  189 
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Gute Bildung braucht Frauen und Männer 190 

Wir setzen uns für einen höheren Anteil von Erziehern in Leipziger Kindertagesstätten ein. 191 

Kinder brauchen Frauen und Männer als Bezugspersonen außerhalb der Familie, um sich früh 192 

mit Geschlechterrollen auseinandersetzen zu können. Positive männliche Rollenvorbilder 193 

zeigen, dass Erziehung und frühkindliche Bildung nicht reine Frauensache ist. Das Jugendamt 194 

als kommunaler Träger sollte die Einstellung von Erziehern fördern.  195 

Schulbildung als Grund- und Meilenstein 196 

Qualitative Schulbildung für alle 197 

Neben der Schulpflicht haben Schülerinnen und Schüler auch das Recht auf qualitativ 198 

hochwertige, von der sozialen Herkunft unabhängige Schulbildung. Mit diesem Recht geht 199 

auch die Pflicht der Schulen zur vollständigen Erfüllung des Lehrauftrages einher. Eine 200 

Externalisierung dieser Lehrpflicht in die Familien durch beispielsweise unangemessene 201 

Hausaufgaben oder die Notwendigkeit von Nachhilfeunterricht muss verhindert werden. Eine 202 

solche Externalisierung trifft in besonderer Weise finanziell schwache Familien bzw. 203 

bildungsferne Familien, in denen die zusätzliche Bildungsarbeit aufgrund sozialer 204 

Schwierigkeiten nicht geleistet werden kann. 205 

Wenngleich das sächsische Schulgesetz die freie Lehrmittelnutzung vorschreibt, ist es für 206 

finanziell schwache Familien schwierig auch die entsprechenden Lernmittel im quantitativ 207 

und qualitativ adäquaten Umfang bereitzustellen. Deshalb muss eine verbesserte 208 

Lernmittelkostenübernahme für Familien, in denen Bezieherinnen und Bezieher von Hartz IV 209 

leben, ermöglicht werden. 210 

Die Ausgrenzung von Kindern muss aktiv verhindert werden. Auch die Ernährung spielt 211 

dabei eine wichtige Rolle. So gilt es ein Konzept der Schulspeisung zu entwickeln, welches 212 

die Versorgung aller Schülerinnen und Schüler gewährleistet.  213 

Vorbereitung auf Berufs- und Hochschulausbildung 214 

Die erschreckend hohe Zahl von Schulabgängern ohne anerkannten Schulabschluss (im 215 

Schuljahr 2005/2006 11,7 Prozent in Leipzig) führt zu einer umso schwierigeren Situation bei 216 

der weiteren Ausbildung. Die Quote der Schulabbrecherinnen und -abbrecher muss daher 217 

drastisch gesenkt werden. Aber auch Schülerinnen und Schüler mit einem Schulabschluss 218 

sind beim Übergang in den nächsten Ausbildungsschritt oft überfordert. Schulen müssen auf 219 

die nachfolgende Ausbildungsperiode wesentlich besser vorbereiten. In diesem 220 

Zusammenhang ist über eine bessere Vernetzung oder gar Zusammenlegung der 221 

Verantwortlichkeiten für Schule und Hochschule auf Landesebene nachzudenken. 222 

Schulplanung jenseits der Zahlen 223 

Eine verlässliche und langfristig angelegte Schulnetzplanung ist nicht nur an den reinen 224 

Bevölkerungszahlen ausgerichtet. Andere Kommunen (bspw. München) orientieren ihre 225 

Planung an einem vorgelegten Bildungsbericht. Danach werden benachteiligte Stadtquartiere 226 

in besonderer Weise berücksichtigt und adäquate Unterstützung für die Schulen dort 227 

angeboten. Auch für Leipzig muss eine derartige Schulnetzplanung umgesetzt werden. 228 
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Die Schulnetzplanung muss darüber hinaus die Förderung von alternativen Schulmodellen 229 

unterstützen, um eine positive Entwicklung in der kommunalen Schullandschaft zu 230 

ermöglichen. Auch gilt es, eine flächendeckende, wohnortsnahe Verbesserung des Angebots 231 

an Schulen (bspw. spezielle Sprachangebote, etc.) zu erzielen, so dass lange Anfahrtswege 232 

vermieden werden können. 233 

Über Schulgrenzen hinweg 234 

Neben der Bereitstellung staatlicher finanzieller Mittel können und müssen weitere 235 

Fördermöglichkeiten gefunden und umfangreich ausgeschöpft werden. Die bereits aktiven 236 

Fördervereine müssen unterstützt und ausgebaut werden. Die Kommune soll das Einwerben 237 

externer Mittel aktiv unterstützen. So kann beispielsweise eine kommunale Kofinanzierung 238 

einen entsprechenden Anreiz darstellen. Auch sind Public-Private-Partnership-Projekte weiter 239 

zu prüfen, ohne dass die Kommune sich dadurch aus ihrer finanziellen Verantwortung 240 

zurückzieht.  241 

Für die außerschulische Bildung ist die Zusammenarbeit von Schulen mit Vereinen, 242 

Organisationen und Unternehmen notwendig und sollte von der Kommune aktiv gefördert 243 

werden. Auch die Ausgrenzung der Schülerinnen und Schüler von außerschulischen 244 

Bildungsangeboten (bspw. Vereine) aufgrund finanzieller Probleme muss verhindert werden. 245 

Förderung eines echten Ganztagsschulangebots 246 

Wir unterstützen das Konzept der Ganztagsschule denn anstelle freiwilliger Hortbetreuung am 247 

Nachmittag muss eine gezielte Bildung über den gesamten Tag erreicht werden. Auch die 248 

unterschiedlichen Zuständigkeiten von Schulen und Horten und die damit einhergehenden 249 

Schwierigkeiten (bspw. organisationale Trennung von Bildungskonzepten) können durch ein 250 

echtes Ganztagsschulkonzept verhindert werden. 251 

Selbst Ganztagsangebote als erster Schritt zur Ganztagsschule werden in Leipziger Schulen 252 

nur unzureichend umgesetzt. Aufgrund bürokratischer Hürden werden Gelder für 253 

Ganztagsangebote nicht im vollen Umfang vom Land abgerufen und verfallen dadurch. 254 

Sowohl durch Entbürokratisierung als auch durch die aktive Unterstützung durch die 255 

Kommune muss das Ganztagsangebot in Leipzig entscheidend ausgebaut werden. 256 

Gemeinsam lernen 257 

Die Zuordnung von Schülerinnen und Schülern nach der vierten Klasse zu den 258 

unterschiedlichen Schulsystemen ist in ihrer derzeitigen Ausgestaltung kaum revidierbar, so 259 

dass ein späterer Wechsel zwischen den Schulsystemen praktisch nahezu unmöglich ist. 260 

Dieser Missstand kann durch eine Gemeinschaftsschule bis mindestens zur 8. Klasse behoben 261 

werden. Darüber hinaus führt eine solches Schulsystem zum gemeinschaftlichen Lernen von 262 

schwächeren und stärkeren Schülern, welches einerseits die Verantwortung schult und 263 

andererseits zu einer Verbesserung der durchschnittlichen schulischen Leistung führt. 264 

Individuelle Verantwortung der Schulen  265 

Oft heben sich einzelne Schulen in Leipzig durch besonderes Engagement bei der 266 

Verbesserung der Bildung hervor. In einigen Schulen werden beispielsweise Gespräche zur 267 
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Vereinbarung von Bildungszielen mit den Schülerinnen und Schülern geführt und 268 

Tutorensysteme eingeführt, um Schülerinnen und Schüler zur gegenseitigen Förderung zu 269 

animieren. Solche Projekte sollten aktiv von der Kommune unterstützt und andere Schulen 270 

angeregt werden, ähnlich erfolgreiche Projekte zu entwickeln. Die individuelle 271 

Verantwortung der Schulen muss gestärkt werden, zugleich sollte eine ungleiche Entwicklung 272 

zwischen den Schulen verhindert werden. 273 

Inklusion von Kindern mit Behinderung 274 

Die UN-Konvention schreibt die Inklusion von Menschen mit Behinderung in allen 275 

Lebensbereichen vor. Bei der Integration wird unterstellt, dass der Betreffende gefördert wird, 276 

um sich integrieren zu können. Inklusion dagegen geht weiter: sie meint dass die Umgebung 277 

sich so anpassen muss, dass der Betreffende in die Gruppe „eingeschlossen“ werden kann. So 278 

bekennt sich die Stadt Leipzig zwar zur Integration, es wird jedoch in Leipzig keine einzige 279 

barrierefreie Mittelschule betrieben. Damit wird Kindern mit einer mobilen Behinderung der 280 

Zugang zur Mittelschule in Leipzig verwehrt. Auch die Inklusion von Kindern mit 281 

Behinderung allgemein wird äußerst unbefriedigend bewerkstelligt. Zu viele sogenannte 282 

Integrationskinder in einer Regelklasse, unzureichende Personalausstattung, Verweigerung 283 

der Anerkennung als sog. Integrationskind mit der Folge der Nichtabsenkung der Schülerzahl 284 

in der betreffenden Klasse machen die Inklusion zur Farce. Die Kinder werden in die 285 

Förderschulen abgedrängt.  286 

Wir fordern die Implementierung des Inklusionsgedankens, barrierefreie Grund- und 287 

Mittelschulen in jedem Stadtgebiet, eine Inklusion vor Trennung! – und somit die vorrangige 288 

Beschulung in der Regelschule und außerdem mehr Durchlässigkeit bei der Beschulung in der 289 

Förderschule sowie die Öffnung der Berufsbildung für Absolventinnen und Absolventen mit 290 

Behinderung damit die Förderschule keine Einbahnstraße ist. 291 

Berufliche Ausbildung 292 

Für eine gute Betreuung  293 

Insbesondere für die Phase der Berufsvorbereitung (im Berufsvorbereitungsjahr) ist eine 294 

adäquate Unterstützung der Jugendlichen sehr wichtig. Demzufolge sieht das sächsische 295 

Schulgesetz bereits Schulsozialarbeiter im Berufsvorbereitungsjahr vor. Die Verantwortung 296 

für eine Einstellung dieser obliegt den Kommunen als Schulträger. Wenngleich durch das 297 

Land eine 90-prozentige Förderung angeboten wird, ist die Umsetzung Seitens der 298 

Kommunen sehr zurückhaltend – dies muss geändert werden.  299 

Für eine ausbildungsstarke Stadt 300 

In Zeiten des Ausbildungsplatzmangels hat die Stadt durch die Förderung der Ausbildung im 301 

eigenen Haus den Ausbildungsmarkt entlastet und vielen Jugendlichen eine Chance auf eine 302 

heimatnahe Ausbildung gegeben. Auch wenn sich die Lage hier in den nächsten Jahren 303 

entspannt kann auf eine qualitätvolle Ausbildung durch die Stadt und stadtnahe Unternehmen 304 

nicht verzichtet werden. Wir brauchen genügend qualifizierte Personen, die sich in den 305 

Abläufen, Anforderungen und Möglichkeiten der öffentlichen Verwaltung auskennen. Noch 306 
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mehr Wert sollte im Rahmen der Ausbildung auf die Funktionsweise von Vereinen und 307 

andere die Selbstorganisation der Bürger fördernde Organisationen gelegt werden. 308 

Zukunft braucht Ausbildung 309 

Bei der Wirtschaftsförderung gilt der Grundsatz Wirtschaftsförderung vor allem sich 310 

dynamisch entwickelnden Branchen angedeihen zu lassen, um dadurch ein stabiles 311 

Wirtschaftswachstum zu unterstützen. Wirtschaftsförderung kann auch konkret bei der 312 

Berufsbildung ansetzen. Der boomende Sektor der erneuerbaren Energien braucht dringend 313 

gut ausgebildete Arbeitskräfte, hier soll die Stadt gezielt fördern. Realisiert werden kann dies 314 

beispielsweise in Zusammenarbeit mit der Industrie- und Handelskammer, welche 315 

Förderungen für bestimmte Ausbildungen vergibt. Bei der Förderung soll auch die Erreichung 316 

des Ausbildungszieles mehr gefördert werden als allein die Bereitstellung des 317 

Ausbildungsplatzes 318 

Chance auf Ausbildung für alle ermöglichen 319 

Trotz der sich verbessernden Lage auf dem Ausbildungsmarkt werden weiterhin einige 320 

Bewerberinnen und Bewerber Probleme haben, in der freien Wirtschaft einen 321 

Ausbildungsplatz zu finden. Dies sind vor allem Jugendliche mit schlechtem oder gar keinem 322 

Schulabschluss. Zusammen mit den Schülerinnen und Schülern mit Hauptschulabschluss 323 

machen sie fast ein Viertel der Abgänger der allgemein bildenden Schulen aus. Damit steht 324 

Leipzig im sachsen- und deutschlandweiten Vergleich auf einem schlechten Platz. Ein Parken 325 

in von staatlicher Seite bereitgestellten ganztagsschulischen Ausbildungsgängen ist kein 326 

Modell für die Zukunft. Hier soll die Stadt prüfen inwieweit es möglich ist, diese durch 327 

Unterstützung in betriebliche Ausbildung zu bringen. 328 

Bildung für Integration 329 

Noch immer erlangen Jugendliche mit Migrationshintergrund bedeutend weniger formale 330 

Berufsabschlüsse als Jugendliche ohne Migrationshintergrund, was zu einer weiteren 331 

Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt führt. Wir unterstützen deshalb die Berufsschulen bei 332 

der Förderung von Migrantinnen und Migranten und setzen uns für die Nutzung bereits 333 

bestehender Regelungen zur Einrichtung spezieller Förderklassen ein.  334 

Zusätzlich sind spezielle Projekttage (z.B. Unternehmenstage, Girls-Day) zu fördern um den 335 

Ausbildungseinstieg von Migrantinnen und Migranten zu erleichtern und bestehende 336 

Vorurteile auf beiden Seiten abzubauen. 337 

In der Bildung Qualität vor Sparwillen 338 

In den letzten Jahren hat sich auf dem Feld der Berufsausbildung eine zunehmende 339 

Unterscheidung von Festangestellten und Honorarkräften ergeben. Häufig sind Experten aus 340 

der Praxis notwendig um komplizierte betriebliche Abläufe und spezielle technische 341 

Problemstellungen kompetent zu behandeln. Teilweise wird jedoch dadurch einfach das 342 

übliche Entlohnungssystem unterlaufen und die Honorarkräfte dauerhaft in unsicheren 343 

Beschäftigungsverhältnissen belassen. Wir setzten uns für eine qualitätvolle Ausbildung für 344 
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die Schülerinnen und Schülern und eine angemessene Bezahlung mit entsprechender 345 

beruflicher Perspektive für die Lehrkräfte ein. 346 

Lebenslanges Lernen (LLL) 347 

Weiterbildung in kommunaler Verantwortung  348 

Volkshochschule und Verbraucherzentralen sehen wir als kommunale Basiseinrichtungen des 349 

lebenslangen Lernens. Die Angebote sollen sich an den Erfordernissen einer modernen und 350 

ökologisch verantwortungsvollen Gesellschaft ausrichten. Um Zugangshemmnisse zu 351 

beseitigen fordern wir in Kooperation mit den Stadtteilzentren wohnortnahe Veranstaltungen.  352 

Neben den kommunalen Veranstaltungen können die Einwohnerinnen und Einwohner 353 

Leipzigs auch Weiterbildungsangebote privater Dienstleister, der IHK sowie der örtlichen 354 

Hoch- und Fachschulen und anderer landesweiter Anbieter (BA, Akademien…) nutzen. Diese 355 

Vielfalt der Anbieter und Zielgruppen führt nicht nur zu erheblicher Redundanz der 356 

Angebote, sondern auch zu einer bildungsfeindlichen Intransparenz. Wir fordern eine 357 

Vernetzung dieser vielfältigen Möglichkeiten des Lernens über eine zentrale 358 

Internetplattform, bei der sich alle Bürgerinnen und Bürger aktuell informieren können. 359 

Die kommunalen Betriebe der Stadt haben auch in ihrem internen Weiterbildungsbereich eine 360 

Vorbildfunktion. Diese Qualifizierungen nützen nicht nur direkt den Bürgerinnen und 361 

Bürgern, sondern sollen gegenüber privaten Unternehmen auch vorbildhaft wirken. 362 

 363 

 364 

Literatur: 365 
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http://www.bmbf.de/pub/strategie_lebenslanges_lernen_blk_heft115.pdf 367 


